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Verbraucherschutz

Von Udo Reifner

Im Vergleich zum Jahr 2000 tragen 
Hypothekenkredite 2006 real etwa 20 
Prozent weniger zum Wohnungsbau 
bei. Udo Reifner beklagt vor allem zu 
wenig Wettbewerb und die kundenun-
freundliche, weil zu hohe deutsche 
Vorfälligkeitsentschädigung. Im Sinne 
der Verbraucher plädiert er für ameri-
kanische Verhältnisse: 35-jährige 
Zinsbindung und für den Kreditnehmer 
die Wahlmöglichkeit zwischen ent-
schädigungsfreien und entschädi-
gungspflichtigen Krediten.  Red.

Prof. Dr. Udo Reifner ist Direktor und 
zweiter Vorsitzender des Instituts für Fi-
nanzdienstleistungen, Hamburg.

Zum Autor

In Deutschland leben nur 42 Prozent der 
Bürger in den eigenen vier Wänden, wäh-
rend es in Spanien und Norwegen über 80 
Prozent und in Großbritannien und Belgien 
mehr als 70 Prozent sind. Dies ist seit 
Jahren unverändert. Die Aufträge im pri-
vaten Wohnungsbau sind von 100 Milli-
arden Euro im Jahre 2000 auf 70 Milliar-
den Euro zurückgegangen. Auch der Hy-
pothekenkreditmarkt stagniert. 

Zinstief wurde nicht genutzt

Eigentlich hätte das Rekordtief bei den Ef-
fektivzinssätzen die Chance zum Einstieg 
breiterer Kreise geben müssen. Lagen die 
Zinssätze 1981 noch unerschwinglich bei 
elf Prozent, so fielen sie bis Mitte 2005 für 
langfristige Zinsbindungen auf knapp über 

vier Prozent per annum. Das Volumen der 
Hypothekenkredite lag im Jahre 2000 bei 
1 009 Milliarden Euro, stieg dann aber bis 
ins zweite Quartal 2006 um insgesamt 
zehn Prozent auf 1 109 Milliarden Euro. 
Schon bei Annahme der durchschnittlichen 
Inflation von zwei Prozent bedeutet dies, 
dass das Volumen real abgenommen hat. 
Da die Hauspreise nach dem Jahrbuch der 
Europäischen Zentralbank in den letzten 
vier Jahren jedoch um durchschnittlich 6,8 
Prozent per annum und in den davor lie-
genden vier Jahren durchschnittlich um 
3,9 Prozent pro Jahr gestiegen sind, ha-
ben die Hypothekenkredite real um etwa 
20 Prozent weniger zum Wohnungsbau 
beigetragen. 

Ein besonderes Problem stellt sich für 
Schwellenhaushalte dar, die kein nennens-
wertes Eigenkapital ansparen können und 
daher fast vollständig auf Kredit angewie-
sen sind. Die Politik, mit Subventionen wie 
der Eigenheimzulage oder der Bausparför-
derung zusätzliche Anreize zu geben, be-
traf entweder nur diejenigen, die bereits 
Zugang hatten und ihr Haus mit der Sub-
vention als Spardose benutzen konnten 
oder aber Sparer, die überhaupt nicht bau-

en sondern nur sparen wollten. 120 Milli-
arden Euro Bauspareinlagen standen 
2006 nur 24 Milliarden Bauspardarlehen 
gegenüber. 

Der Wegfall der Eigenheimzulage war 
überfällig. Was wir in Deutschland statt-
dessen brauchen sind Wohnungskredite, 
die an die Bedürfnisse derjenigen ange-
passt sind, die am Ende ihres Lebens nicht 
ein schuldenfreies Haus vererben können, 
gleichwohl aber nicht auf die Selbstentfal-
tungsmöglichkeiten von Eigentum verzich-
ten wollen. Dass dieses Ziel eher weiter 
denn näher gerückt ist, liegt an einem er-
starrten System der Baufinanzierung und 
des Hauserwerbs. 

Schwellenhaushalte brauchen Flexibilität. 
Für den Kauf bringen sie kaum Eigenka-
pital mit. Sie können zwar ein Haus mit 
ihrer Arbeit im Wert erhalten, nicht aber 
hohe Tilgungen leisten. Deutsche Banken 
haben keine Angebote für sie. Ausländi-
sche Banken etwa aus Frankreich werden 
durch die Barrieren des deutschen Marktes 
abgehalten.

Vorfälligkeitsentschädigung  
als Zugangsbarriere und Kartell

Die wichtigste Barriere für Wettbewerb und 
Schwellenhaushalte ist die Vorfällig-
keitsentschädigung. Sie ist so hoch und 
so belastend, dass ein Kunde in Deutsch-
land sich den Kredit nicht leisten kann, 

Vorfälligkeitsentschädigung –  
festgemauert im Hypothekenkredit
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wenn er knapp kalkulieren muss. Wer im 
Jahre 2001 ablöste, der musste zum Bei-
spiel ausweislich der Fälle im IFF und bei 
der Verbraucherzentrale Hamburg folgende 
Beträge bezahlen: 6 112 Euro bei der 
Commerzbank für einen Kredit über 
102 000 Euro; 25 400 Euro bei der Hy-
povereinsbank für einen Kredit von 
306 000 Euro von Anfang 2000, 17 237 
Euro bei der Kreissparkasse Köln für einen 
Kredit in Höhe von 151 000 Euro, der im 
Februar 2006 abgelöst werden sollte und 
18 918 bei der Verbandssparkasse Wesel 
für einen Kredit von 122 710 Euro. 

Nach einer Studie des IFF aus dem Jahre 
2003 ergab sich bei gleichen Ausgangs-
bedingungen für einen Kredit über 
100 000 Euro über zehn Jahre nach fünf-
jähriger Laufzeit eine Vorfälligkeitsentschä-
digung von 1 392 Euro in Portugal (ähn-
lich Belgien, Niederlande und Griechen-
land), von 3 000 Euro in Finnland und 
Frankreich, in Schweden und Österreich 
zwischen 4 000 und 5 000 Euro und dem 
Rekordbetrag von 10 151 Euro in Deutsch-
land. In den USA sind dagegen Zinsbin-
dungen von über 35 Jahren ohne Vorfäl-
ligkeitsstrafe bei vorzeitiger Umschuldung 
oder Ablösung die Regel.

Die deutschen Banken haben im Gegen-
satz zu fast allen anderen europäischen 
Staaten mit der Grundschuld ein Siche-
rungsrecht erhalten, das ohne richterliche 
Kontrolle in voller Höhe noch vollstreckbar 
ist, selbst wenn der Kredit abbezahlt wur-
de. Die Grundschuld ist nämlich forde-
rungsunabhängig. 

Hinter diesem Vertrauen des deutschen 
Gesetzgebers, häufig das gesamte Schuld-
nervermögen dem Kreditgeber als Sicher-
heit in die Hand zu geben und mit der 
Klausel der Unterwerfung unter die sofor-
tige Zwangsvollstreckung auch noch der 
richterlichen Kontrolle zu entziehen, steht 
die Vermutung, eine deutsche Bank würde 
die Grundschuld nicht missbrauchen. Lei-
der ist dies in der Praxis falsch.

Missbrauch der  
Vorfälligkeitsentschädigung?

Banken halten häufig die gesamte Grund-
schuld zurück, wenn die Zahlung der Vor-
fälligkeitsentschädigung nicht sofort er-
folgt. Ohne die Löschungsbewilligung der 
Bank aber ist das Grundstück unverkäuf-
lich und unbeleihbar und jeder Tag Verzö-
gerung ist für die Verkäufer ein Verlust. 
Deshalb wird die geforderte Vorfällig-
keitsentschädigung häufig gezahlt und 
zwar auch dann, wenn die Forderung für 
rechtswidrig gehalten wird. Dies belegen 
viele Prozesse um Vorfälligkeitsentschädi-
gungen, in denen immer erst nach Zah-
lung zurückgeklagt wurde. Wer weiß, was 
die „Klagezumutung” für einfache Men-
schen bedeutet, weiß auch, wie sehr diese 
Form die Kreditgeber von richterlicher Kon-
trolle freistellt. 

Schwellenhaushalten ist in Deutschland 
daher von einer Baufinanzierung dringend 
abzuraten. Risiken wie Umzug, Arbeitslo-
sigkeit, Familientrennung oder Arbeits-
wechsel samt Nachzug sind ein unabän-

derlicher Teil des Lebens. Wie andere 
Länder zeigen, wären sie leicht zu meis-
tern. Treten sie in Deutschland ein, so 
kann der Hypothekenschuldner damit rui-
niert sein. 

Warum überhaupt  
Vorfälligkeitsentschädigung?

Die Argumente für eine Vorfälligkeitsent-
schädigung erscheinen zunächst plausi-
bel, da die Banken einer Zinsbindung für 
zehn Jahre zugestimmt haben und so das 
Risiko der Zinserhöhung tragen. Zinsbin-
dungen sind in der Tat Versicherungen 
oder (Zins-)Futures, für die ein Preis be-
zahlt werden muss, der auch als Zinsauf-
schlag über die Laufzeit berechnet werden 
kann. Gäbe es dies nicht, so könnten Ver-
braucher günstigere Zehnjahresverträge 
kaufen und durch vorzeitige Ablösung bei 
gesunkenem Zinssatz in teurere kurzfristi-
gere Verträge umwandeln. Die Empirie 
zeigt aber, dass Verbraucher keine scharf 
kalkulierenden Gewinnler sind, die jede 
Chance ausnutzen. 

Zudem müssten in einem funktionierenden 
Markt Anbieter Produkte ohne einschnei-
dende Belastungsrisiken für den Ablö-
sungsfall anbieten, indem sie das Risiko 
in den Preis aller Produkte einkalkulieren, 
so wie es beispielsweise mit dem Ausfall-
risiko geschieht. Vorfälligkeitsentschädi-
gungen verhindern zudem gerade lange 
Zinsbindungen. Dass in Deutschland im 
Unterschied zu den USA lange Laufzeiten 
schwer erhältlich sind liegt daran, dass 
man nur innerhalb der zehn Jahre eine Vor-
fälligkeitsentschädigung erhalten kann. 

Beispiel USA

Im US-amerikanischen Markt werden die 
meisten Hypothekenkredite von Finance 
Companies durchgereicht. Die quasi-staat-
lichen Refinanzierungsagenturen „Fannie 
Mae” und „Freddy Mac” kaufen die Rück-
zahlungsforderungen bei Hypotheken auf 
und fassen sie in so genannten Pools zu-

Abbildung 1: Vergleich der Vorfälligkeitsentschädigung in der EU (in Euro)
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sammen. Auf diese Pools werden nun 
Wertpapiere (Mortgage Backed Securities 
– MBA) mit quasi staatlicher Garantie aus-
gegeben, die vor allem von sicherheits-
orientierten Investoren (Pensionsfonds) 
gekauft werden. Das Risiko vorzeitiger 
Rückzahlung der Kredite bei langen Zins-
bindungen wird somit unter den Käufern 
dieser Wertpapiere aufgeteilt und drückt 
sich im Preis aus. Hohes Rückzahlungs-
risiko führt somit zu Werteinbußen und 
muss entsprechend von den Kreditanbie-
tern durch erhöhte Zinssätze wettbewerbs-
fähig gestaltet werden. 

Eine Agentur, die Public Securities Asso-
ciation (PSA), hat zur Bewertung der MBAs 
Standards erstellt. Es wird damit entweder 
die Calculated Prepayment Rate (CPR), 
die das Rückzahlungsrisiko pro Jahr oder 
die Single Monthly Mortality Rate (SMM), 
die die Höhe der vorzeitigen Kreditrückzah-
lung, die in jedem Monat der Kredittilgung 
erwartet wird, jeweils in Prozent des Kre-
ditsaldos ausgewiesen. Man kann dann 
in einer Tabelle ablesen, welche Prepay-
mentrate in jedem Monat der Laufzeit zu 
erwarten ist. Vorteil: Der einzelne Verbrau-
cher jedenfalls wird von diesem Risiko 
nicht erschlagen, wenn es eintritt. Auch 
Verbraucher mit geringer Liquidität können 
sich eine Wohnungsfinanzierung in den 
USA leisten, wo 67 Prozent Eigentum be-
sitzen, und zwar eher niedrigere Einkom-
men als die Mieter in den Stadtzentren.

Deutsche Historie

Ein vorfälligkeitsentschädigungsfreies Sys-
tem gab es bis zum 1. Januar 1987 auch 
in Deutschland. In Paragraf 247 BGB war 
ein jederzeitiges sechsmonatiges Kündi-
gungsrecht für Kredite über sechs Prozent 
per annum festgelegt, was angesichts des 
langjährigen Durchschnitts von acht Pro-
zent per annum in den letzten dreißig Jah-
ren praktisch alle Hypothekenkredite an 
Privatkunden betraf. Diese Vorschrift wur-
de angeblich durch die Kündigungsrechte 
des Paragrafen 609a BGB ersetzt, die 
dann 2002 noch einmal in den Paragrafen 

489 BGB umgelagert wurden. Tatsächlich 
aber hatte man wie in der EU-Konsumen-
tenkreditrichtlinie dann verpflichtend ge-
macht, nur die Ratenkredite ganz von der 
Vorfälligkeitsentschädigung zu befreien. 
Die Hypothekenkredite mit Zinsbindung 
wurden dagegen bis zur Grenze von zehn 
Jahren unkündbar. Bis dahin hatte die 
Rechtsprechung, jede, auch die kleinste 
Vorfälligkeitsentschädigung von 90 DM 
Bearbeitungsgebühr als unzulässige Ein-
schränkung dieses Kündigungsrechts ab-
gelehnt. Das Gesetz selber ließ nur in 
engen Grenzen Ausnahmen für mit Pfand-
briefen konkret gedeckte Kredite zu. 

Die Regelung war vernünftig. Viele Anbieter 
blieben daher auch zunächst beim kosten-
losen Kündigungsrecht, einige vereinbarten 
in ihren AGB zaghaft Entschädigungen bis 
zu drei Prozent der Restkreditsumme, wie 
es heute in Frankreich Gesetz ist. Als aber 
einige mit hohen Vorfälligkeitsentschädi-
gungen gut verdienten beziehungsweise 
die Abwanderung ihrer Kunden damit er-
schweren konnten, zogen alle Banken 
nach. Um einer Diskussion über den wirk-
lichen „Schaden der Bank” wie einst bei 
den Verzugszinsen zu entgehen, nannte 
man es nun „Entschädigung”, ein Begriff, 
der im Zivilrecht nicht vorkommt und damit 
einseitig ausdehnbar war. 

Die Rechtsprechung hat die „Vorfällig-
keitsentschädigung” systematisiert aber 

nicht begrenzt, sondern im we-
sentlichen die Berechnung in die 
Hände der Banken gelegt. In den 
vielen Entscheidungen ging es 
dann wortreich um Peanuts und 
Kosmetik, woran die Verbrau-
cherseite auch nicht unschuldig 
war. Deshalb konnte ohne öffent-
liche Diskussion 2002 wieder 
überraschend in Paragraf 490 
Abs. 2 BGB die Formulierung 
auftauchen, „der Darlehnsneh-
mer (habe) dem Darlehensgeber 
denjenigen Schaden zu ersetzen, 
der diesem aus der vorzeitigen 
Kündigung entsteht” (Vorfäl-
ligkeitsentschädigung). Damit 

schien die Bankenpraxis im Grundsatz 
anerkannt. Tatsächlich verlangt der Para-
graf aber einen Schadensnachweis, was 
eine Revision der Rechtsprechung erfor-
derlich machen würde. 

Berechnung der  
Vorfälligkeitsentschädigung

Grundsätzlich könnte jeder Verbraucher, 
der im Computer die Tabellenkalkulation 
bedienen kann, die Vorfälligkeitsentschä-
digung berechnen. Dass in der deutschen 
Praxis wüste Formeln, dicke Bücher und 
undurchschaubare EDV-Programme be-
nutzt werden, ist höchst unnötig und be-
dauerlich. Weder Kundenberater noch 
Rechtsvertreter der Banken sind in der  
Lage, die Berechnungen zu erläutern. Alles 
ist in der Black Box des benutzten EDV-
Programms „Kapo” versteckt. 

Der Bundesgerichtshof erlaubt gleich zwei 
Arten der Berechnung der Vorfälligkeitsent-
schädigung, unter denen die Anbieter auch 
bei extrem unterschiedlichen Ergebnissen 
frei wählen können, was zu einem vorher-
sagbaren Ergebnis führt: 

Vergleich Kredit zu Kredit: Zunächst 
waren auch deutsche Banken wie Institute 
in allen anderen europäischen Ländern 
davon ausgegangen, dass der Verbraucher 
der Bank jenen Schaden ersetzen müsse, 

Abbildung 2: Hypothekenneugeschäft 
2003 und 2004
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den sie erleide, da ein neuer Zehnjahres-
kredit geringer verzinst wird. Der Verbrau-
cher müsste so praktisch das heraus-
geben, was er im Falle eines Neuabschlus-
ses verdient. Damit sollte der Anreiz zum 
Vertragsbruch genommen werden. Die 
Behauptung der Anbieter, sie würden nur 
den Gewinn der Verbraucher aus vorzeiti-
ger Kreditkündigung in der Niedrigzinspha-
se abschöpfen, ist zumeist unzutreffend. 
Ein Hausverkauf ist schmerzhaft, aufwen-
dig und teuer. Gleiches gilt für durch Liqui-
ditätsprobleme erzwungene Umfinanzie-
rungen. Das aber ist der Hauptgrund für 
Umfinanzierungen. Für den Verbraucher 
gibt es keinen Zusatznutzen. 

Dazu sollte aber noch eine Extraentschä-
digung kommen, da die Bank durch die 
vorzeitige Kreditrückzahlung einen Kredit 
weniger habe. Diese Extraentschädigung 
ist jedoch schon in der Kompensation für 
die Zinsverschlechterung enthalten, die wie 
beschrieben aus der Zinsdifferenz zu ei-
nem fiktiven neuen Kredit berechnet wird, 
in dem der Gewinn bereits miteinkalkuliert 
ist. Das heißt, auch wenn keine neue Fi-
nanzierung abgeschlossen wird, wird die 
Bank so gestellt, als ob sie einen neuen 
Kredit bekommen hätte. Doch: fast jede 
Kreditrückzahlung führt zur Kreditaufnah-
me an anderer oder derselben Stelle. Die 
finanzierten Grundstücke und Häuser ver-
schwinden nicht. Sie müssen neu finan-
ziert werden, durch einen anderen Eigen-
tümer und eventuell bei einer anderen 
Bank. In einem funktionierenden Markt 

sollten sich die Wechsel der Eigentümer 
und Kreditnehmer aufheben. Profitiert eine 
Bank nicht davon, hat sie keine attraktiven 
Konditionen. Sie dafür mit einer Entschä-
digung zu belohnen, ist marktwidrig. 

Zu hinterfragen ist in diesem Zusammen-
hang noch, dass Banken von ihren Kun-
den eine Entschädigung verlangen, wenn 
die Zinsen bei Kündigungstermin niedriger 
als bei Vertragsabschluss liegen, aber den 
ihnen zufallenden Gewinn bei höheren 
Zinsen nicht erstatten.

Vergleich Kredit zu Wertpapieren: Aber 
so rechnen die Anbieter, mit Ausnahme der 
Deutschen Bank, die weiterhin den trans-
parenten und korrekten Hypothekenver-
gleich benutzt, nicht mehr. Die übrigen 
Banken haben eine andere Methode ent-
wickelt, die weit mehr „Schäden” als der 
Vergleich von Kredit zu Kredit annimmt. 
Der Bankensenat des Bundesgerichtshofs 
hat diese so genannte „Aktiv-Passiv-Me-
thode” als gleichwertige Alternative aner-
kannt. Das ist ein Rechtsbruch, weil das 
Gesetz wie auch der Bürger nur einen 
Schaden kennt. Dieser kann nicht durch 
die Berechnungsart höher werden.

Banken, so heißt es in der alternativen 
Form, könnten mit zurückfließenden Gel-
dern nach Belieben verfahren. Beispiels-
weise könnten die frei werdenden Gelder 
auch statt in Hypotheken in niedrigverzins-
lichen Wertpapieren wie Pfandbriefen an-
gelegt werden. Das Problem: Pfandbriefe 

sind niedriger verzinst als Kredite. Der 
Schaden, den der Kunde zu ersetzen hat, 
ist also höher. Dass gerade Pfandbriefe 
genommen wurden, die zum Passiv- und 
nicht zum Aktivgeschäft der Hypotheken-
banken gehören, ist pikant. Denn diese 
dienen üblicherweise der Refinanzierung 
von Krediten, nicht als Alternative zur Kre-
ditvergabe. Alle anderen europäischen 
Staaten lassen nur die konkrete Schadens-
berechnung zu, wie sie Paragraf 249 BGB 
für alle Geschädigten vorschreibt. In 
Deutschland dagegen dürfen Banken ihren 
„Schaden” „abstrakt”, das heißt ohne 
Nachweis berechnen. Selbst das wäre 
nicht weiter schlimm. Das Gesetz sieht für 
solche Pauschalen vor, dass sie dem 
„nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge 
zu erwartenden Schaden” (Paragraf 309 
Ziff. 5 BGB) entsprechen müssen. Der ge-
wöhnliche Verlauf bei einer Hypotheken-
bank ist aber die Ausleihe von Hypothe-
kenkrediten und nicht der Pfandbriefkauf.

Immerhin haben die Gerichte bemerkt, 
dass Hypothekenkredite mehr Arbeit ma-
chen, als der Pfandbriefkauf. Die Bank 
spare somit etwas, was den Schaden min-
dere. Das müsse sie zurückgeben. Um die 
Differenz zu berechnen, wurde versucht, 
die Kostenstruktur eines Hypothekenkredits 
im Vergleich zum Pfandbriefkauf offen zu 
legen. Eigentlich wäre das einfach: Der 
Kauf öffentlicher Pfandbriefe, um die es 
hier geht, macht keine Arbeit. Entsprechend 
will die Bank keine Provision dafür. Auch 
ein Risiko liegt nicht vor. 

Daher ist klar, dass die ein Prozent Ren-
diteunterschied die Kosten der Bank im 
Hypothekenkredit ausmachen müssen, 
weil sonst in der Tat die Hypothekenban-
ken keine Kredite mehr vergeben, sondern 
lieber mit ihrem Geld bei der Konkurrenz 
Pfandbriefe kaufen würden. Selbstlosigkeit 
im Hypothekengeschäft ist marktwirtschaft-
lich wenig wahrscheinlich.

Tatsächlich belehren uns Gerichte eines 
anderen. Die Risikoquote sei bei zirka 
0,05 Prozent per annum – urteilte ein Ge-
richt – und die Verwaltungskosten lägen 

Abbildung 3: Effektivzinssätze im Wohnungsbaukredit ab 2003 –  
Kredite im Bestand und im Neugeschäft
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zwischen 30 und 60 Euro Stückkosten im 
Jahr. Damit wird ein Abschlag von Scha-
den beziehungsweise ein Aufschlag auf 
die Pfandbriefrendite von weniger als 0,1 
Prozent anerkannt. Die restlichen 0,9 Pro-
zent per annum sind ein marktwirtschaft-
liches Wunder. 

Das Wunder eines Schadens  
bei gleich bleibendem Zinsniveau

Beispielrechnung: Ein Kredit über 200 000 
Euro mit einer zehnjährige Zinsbindung, 
die vor fünf Jahren eingegangen wurde, 
bei einem Prozent Tilgung ist mit 4,56 
Prozent per annum verzinst. Dies ent-
spricht dem Zinssatz für neu herausgeleg-
te Kredite heute. Die Bank, die das Geld 
vorfällig zurückbekommt und es wieder in 
einem Hypothekenkredit anlegt, kann so-
mit den selben Zins erwarten. Der Verbrau-
cher, falls er umschuldet, hat keinerlei 
Vorteil, sondern nur den Nachteil der Um-
schreibungskosten. 

Nach der im Ausland üblichen Methode 
beträgt die Vorfälligkeitsentschädigung null 
Euro. In Deutschland gibt es aber die Mög-
lichkeit, einen fiktiv entgangenen Gewinn 
hinzuzurechnen. Wird dieser Kredit nach 
der „Aktiv-Passiv-Methode” berechnet, er-
gibt sich eine zu zahlende Vorfälligkeitsent-
schädigung von 3 777,84 Euro. Wird der 
Effektivzinssatz dieses Kredites unter der 
Annahme berechnet, dass zu den Restzin-
sen noch die Vorfälligkeitsentschädigung 
von 3 777,84 Euro als Belastung hinzu-
gekommen wären, dann erhöht sich der 
effektive Jahreszinssatz von 4,56 Prozent 
per annum erheblich. Er war also falsch 
angegeben.

Immerhin haben einige Gerichte auch in 
Deutschland diese Vorgehensweise abge-
lehnt, wenn die Bank bei sich selbst um-
schuldete. Denn somit war beim besten 
Willen nicht erkennbar, wo ein Schaden 
entstanden sein soll. Es entgehen dem 
Institut weder ein Kredit noch Zinsen. Die 
Gerichte bezifferten richtigerweise die Ent-
schädigung auf null Euro.

Unbeachtet ist aber nach wie vor das Pro-
blem der Abschottung des deutschen 
Marktes. Während in Belgien mehr als drei 
Jahre Laufzeit des Vertrages nicht zulässig 
sind, können deutsche Banken Zehnjah-
resverträge aufrechterhalten und so Kon-
kurrenz aus dem Land halten. Ferner kön-
nen sie vorzeitige Abbrecher und Wechsler 
bestrafen und aus dem Abbruch erhebliche 
Zusatzgewinne erzielen. Allerdings verzich-
ten sie mit dieser Praxis auf Möglichkeiten 
zur Ausweitung des Geschäfts und neh-
men sogar die Stagnation in Kauf. 

Der Zusatzgewinn der Anbieter

Im Jahre 2004 wurden Wohnungsbaukre-
dite für 150 Milliarden Euro neu abge-
schlossen. Auf fünf Jahre fest waren es 22 
Milliarden Euro, auf fünf bis zehn Jahre 
waren es 28 Milliarden Euro (siehe Abbil-
dung 2).

Wie viele davon vorzeitig umgeschuldet 
wurden lässt sich aus den Zahlen auch im 
Vergleich zum Neuabschluss im korres-
pondierenden Jahr 1994 und 1999 nicht 
ablesen. Legt man aber die amerikani-
schen Zahlen zugrunde, läge der Umfang 
bei etwa sechs Prozent. Damit würden 
sich die Vorfälligkeitsentschädigungen auf 
ein Volumen von drei Milliarden Euro sum-
mieren. Wahrscheinlicher aber ist es, dass 
die abschreckende Wirkung der Entschä-
digungen Tausende von Verbrauchern in 
weit überhöhten Zinsverträgen einge-
schlossen haben, so dass trotz anhaltend 
sinkender Zinsen in den letzten zehn Jah-
ren das durchschnittliche Zinsniveau in 
Deutschland erheblich über dem aktuellen 
Niveau lag. Die Zinsstatistik weist hier ei-
nen Durchschnittszinssatz für das Neuge-
schäft von 2003 bis August 2005 von 3,8 
Prozent per annum auf, während die Ver-
zinsung im Bestand für denselben Zeit-
raum um gut 1,5 Prozentpunkte höher bei 
5,4 Prozent per annum lag. Das bedeutet 
fast eine 25-Prozent-Steigerung der Zins-
marge dadurch, dass Verbraucher in den 
Verträgen festgehalten wurden. So erklären 

sich die erstaunlichen Erhöhungen der 
Zinsmarge in den Bilanzen gerade in der 
Niedrigzinsphase. Bezahlt haben es die in 
Zehnjahresverträgen eingemauerten Ver-
braucher.

Die öffentliche Diskussion  
und der Wettbewerb fehlen

Die Vorfälligkeitsentschädigung ist ebenso 
skandalös wie die versteckten Innenprovi-
sionen bei den Restschuldversicherungen 
im Konsumentenkredit. In beiden Fällen 
gibt es weder Markttransparenz noch Kun-
denorientierung. Der einzelne Kunde ist 
Objekt der Gewinnerzielung und nicht Part-
ner. 

Es gibt zudem eine fatale Koalition. Die 
komplexen Berechnungen machen ein 
Beratungsgewerbe notwendig, dem auch 
Verbraucherverbände angehören können. 
Diese Beratung wiederum ist ein einträgli-
ches Aufgabenfeld auf beiden Seiten, das 
niemand missen möchte. Man streitet sich 
somit lieber um Details, allerdings auf 
Kosten von Wohnungsmarkt und Wohn-
raumfinanzierung. 

Die größte Mauer aber ist die künstlich 
aufgebaute Komplexität, die jeden Markt 
und jedes vernünftige Marketing verhindert. 
So sind für die Jahre 2000 bis 2006 auf 
der Internetseite des Verbandes deutscher 
Pfandbriefbanken (vdp) 16 800 Rendite-
sätze angegeben und müssen verarbeitet 
werden. Das liegt an einem Verfahren, das 
sich zwar im Ergebnis nur minimal von 
der Berücksichtigung einer einzigen Pfand-
briefrendite unterscheidet, dafür aber von 
keinem Verbraucher (und Bankmitarbeiter) 
auch nur annähernd durchschaut werden 
kann. 

Was ist zu tun?

Zunächst könnte man die Verbraucher 
aufrufen, die deutschen Zinsbindungen zu 
boykottieren und nur noch mit dem jeder-
zeitigen Kündigungsrecht variable Verträge 
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abzuschließen. Sie hätte in den letzten 
zehn Jahren damit mehr als zehn Milliar-
den Euro gespart. Aber: Verbraucher brau-
chen Festzinssätze, weil sie für die Zukunft 
kalkulieren müssen. Bei variablem Ab-
schluss würde ein Zinshoch wie im Jahre 
1981 individuell zum Ruin führen. Außer-
dem brauchen sie bei fixem Einkommen 
auch fixe Ratenzahlungen. 

Dieses Problem könnte gelöst werden, 
wenn man in Deutschland Pooling zulie-
ße. Dann könnten Makler in solche so 
genannten Pools die Hypothekenwünsche 
der Verbraucher zusammenfassen, varia-
bel abschließen und für den gesamten 
Pool einen Zinsfuture kaufen, dessen Kos-
ten umgelegt würden. 

Es gäbe amerikanische Marktbedingungen 
und das Geschäft mit den Vorfälligkeitsent-
schädigungen und Langfristverträgen kä-
me zum Erliegen. Allerdings ist hierfür die 
Banklizenz von Nöten. Und auch die Ban-
kenverbände zeigen sich bislang an dieser 
Stelle geschlossen.

Einzelne Anbieter brechen aus dem 
System aber schon aus: Die Hannoversche 
Leben hat mit einem Aufschlag von 0,5 
Prozent auf den Zinssatz einen Verzicht auf 
die Vorfälligkeitsentschädigung erklärt. Das 
diesem Angebot innewohnende Risiko ist 
gering, weil allgemein ein Ansteigen der 
Zinsen erwartet wird. Ob ein Aufschlag 0,5 
Prozent zu hoch ist, wird letztendlich der 
Markt regeln, denn der  Verbraucher kann 
jederzeit aus dem Vertrag entschädigungs-
los aussteigen. 

Die von einige Banken angebotenen 
Zinscaps mit variabler Verzinsung sind  
dagegen eine Mogelpackung. Hier zahlt 
praktisch jeder Verbraucher eine Vorfällig-
keitsentschädigung im Voraus, da bei 
vorzeitiger Ablösung die Capprämie nicht 
anteilig zurückerstattet wird. 

Die EU-Kommission könnte die Zehn-
jahresverträge als wettbewerbswidrig ver-
bieten. In der Hypothekenexpertengruppe 
favorisierte sie eine Ausdehnung des deut-

schen Modells auf andere Länder mit ei-
nem französischen Bankengutachten. 

Der alte Paragraf 247 BGB könnte 
wieder in Kraft gesetzt werden, was zu-
mindest einen Schutz von Hochzinskredi-
ten implizieren würde.

Eine weitere für die Banken schmerz-
hafte Alternative ist es, dass verbraucher-
nahe Institutionen mit ihrem Image fran-
zösische und belgische Banken ins Land 
holen und dafür sorgen, dass die diskre-
ditierte deutsche Praxis auch vom Verbrau-
cher bestraft wird. Selbst wenn die deut-
schen Bestimmungen dies kaum begüns-
tigen, eine solche Kampagne des 
Vertrauensmissbrauchs wäre von den An-
bietern schwer zu verkraften.

Es läge daher im Interesse der deutschen 
Banken, selber Grenzen zu setzen. Sie 
müssten an den folgenden Grundsätzen 
gemessen werden:

Angebot längerfristiger Zinsbindungen 
bis zu 35 Jahren.

Auswahl zwischen entschädigungsfrei-
en und entschädigungspflichtigen Kredi-
ten.

Obergrenzen für Vorfälligkeitsentschä-
digungen bei maximal drei Prozent der 
Restkreditsumme entsprechend dem wirk-
lichen Schaden (Berücksichtigung der Ge-
winne aus vorfälligen Niedrigzinskrediten).

Transparente Berechnung durch das 
Kreditvergleichsprinzip.

Verzicht auf Vorfälligkeitsentschädi-
gungen in Notverkäufen aus bestimmten 
Gründen und Absicherung durch Kreditver-
sicherungen.

Deutsche Bank und Hannoversche Leben 
haben bereits deutlich gemacht, dass  
Alternativen vernünftig sein können. Die 
Möglichkeiten für kundenfreundliche Ge-
staltung sind dabei bei weitem nicht aus-
genutzt.  
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